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Griechenland auf gutem 
Weg? 

 
Wie geht es nach dem Ende 
des Hilfsprogramms in Grie-
chenland weiter? Markus 
Ferber, der in der vergange-
nen Woche zu Gesprächen 
mit hochrangigen Regie-
rungsvertretern in Athen war, 
warnte im Plenum in Straß-
burg vor zu viel Optimismus: 
„Griechenland ist auf einem 
guten Weg, aber noch längst 
nicht über dem Berg.“ Sorgen 
bereitet Ferber insbesondere 
der besorgniserregende Zu-
stand des griechischen Ban-
kensystems. „Entscheidend 
wird sein, dass der Überwa-
chungsrahmen, der auf das 
Hilfsprogramm folgt, ge-
nauso effektiv ist wie das 
Programm selbst. Hier ste-
hen Kommission, der Euro-
päische Stabilitätsmechanis-
mus und die Eurogruppe 
nach wie vor in der Verant-
wortung.“ 
 

 
Grenzsicherheit: Strengere 
Kontrollen von Reisenden 

ohne Visumpflicht 
 
„Die EU verschärft den 
Kampf gegen illegale Ein-
wanderung und die Einreise 
von Kriminellen und Terroris-
ten“, so Markus Ferber. Das 
Europäische Parlament be-
stätigte diese Woche die 

neuen Regeln für ein EU-wei-
tes Reiseinformations- und 
Genehmigungssystems 
(ETIAS). Damit müssen sich 
alle Drittstaatsangehörigen, 
die visumsfrei in die EU rei-
sen möchten, vor ihrer Ein-
reise registrieren. Erst nach 
einer Sicherheitsüberprüfung 
erhält der Antragsteller eine 
Einreisegenehmigung oder 
eine Ablehnung. „So können 
frühzeitig erkennbare Sicher-
heitsbedenken vor der Ein-
reise in die EU ermittelt und 
die Einreise verweigert wer-
den“, erklärt Markus Ferber. 
Die Reisegenehmigung kos-
tet 7 Euro und ist drei Jahre 
gültig. 
 

 
Plenardebatte mit polni-

schem Premier Morawiecki 
 
Markus Ferber kritisiert, dass 
die polnische Regierung die 
umstrittene Reform des polni-
schen Justizsystems trotz 
Kritik und Änderungsvor-
schlägen aus Brüssel umge-
setzt hat. „Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit sind die 
Grundlage der Europäischen 
Union. Diese Prinzipien müs-
sen auch von Polen akzep-
tiert werden“, so Markus Fer-
ber anlässlich der Debatte 
mit dem polnischen Premier-
minister Mateusz Morawiecki 
in Straßburg. Dieser vertei-
digte jedoch die umstrittenen 

Justizreformen seiner Regie-
rung und erntete dafür mas-
sive Kritik. "Das Verletzen    
oder Ignorieren europäi-
schen Rechts und unserer 
universellen Werte in man-
chen Mitgliedstaaten ist Gift 
für die Zusammenarbeit und 
die Handlungsfähigkeit der 
EU", betonte der Europaab-
geordnete. 
 

 
Bulgarien übergibt EU-

Ratsvorsitz an Österreich 
 
Der bulgarische Premiermi-
nister Boyko Borissov und 
der österreichische Bundes-
kanzler Sebastian Kurz wa-
ren, anlässlich des Wechsels 
der EU-Ratspräsidentschaft, 
diese Woche in Straßburg im 
Plenum zu Gast. Ein besse-
rer Grenzschutz, der künftige 
EU-Haushalt und die EU-
Asylpolitik standen im Zent-
rum der Debatte mit Bundes-
kanzler Sebastian Kurz über 
das Arbeitsprogramm der EU 
bis Jahresende. Während ih-
rer sechsmonatigen Präsi-
dentschaft im Rat will sich die 
österreichische Regierung in 
erster Linie für den verstärk-
ten Schutz der EU-Außen-
grenzen zur langfristigen Er-
haltung offener Binnengren-
zen, verstärkter Wettbe-
werbsfähigkeit und Förde-
rung von „High-Tech made in 
Europe“ einsetzen. 


